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Bewilgungsbescheid für das Projekt, ekt ‚$etri'ebsphase (Phase. 2) des 

42kaisersautern" 

Zuwendungsbescheid 

aufgrund Ihres Antrages einschließlich des beigefügten Projekt- und 

Finanzierungsplans vorn 22. Januar 2025, bewillige ich nach § 25 Abs, 1 Nr. 11 

Landesfinanzausgeichsgesetz der 42ka1sers1autern gGmbH für das Projekt 

„Betriebsphase (Phase 2) des 42kaiserslautern" im Wege der Projektförderung für die 

Haushaltsjahre 2025, 2026, 2027, 2028 und 2029 eine Zuwendung in Höhe von bis zu 

2118.349,00 EURO 

(in Worten: zwei Millionen 

ein.hundertachehntausenddreihundertneunundvierzg EURO). 
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Nach §§ 23 und 44 der rheinland-pfälzischen Landeshaushaftsordnung (LHO) voif ilii 
20. Dezember 1971 (GVBI. 1972, Si. 2), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 

vom 26. November 2019 (GV:Bl. S. 333), wird .: ie Förderung als Anteilfinanzierung 

gewährt und muss nicht zurückgezahlt werde 

Das Vorhaben wird nach Art. 27 LV.ni. Kapitel 1 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der 

EU-Kommission zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von eihHfen 

mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 1118 . es Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union vorn 17. Juni 2014 (Allgemeine 

Gruppenfreistetlungsverordnung AGVO) gefördert und ist demnach m Sinne von 

Artikel 107 Absatz 3 AEUV mit dem Binnenmarkt verein.ar und von der Anmeldepflicht 

nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV freigestellt. 

1 ie Zuwendung verteilt sich auf die einzelnen Haushaltsjahre wie folgt: 

Zuwendunqsbeirag:  

Davon entfallen auf: 

Haushaltsmittel 2025: 

Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten 

des Haushaltsjahres 2026: 

Verpflichtusermä n . chtigungen zu Lasten 

des Haushaltsjahres 2027: 

Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten 
des Haushaltsjahres, 2028: 
Verpflichtungsermächtigungen zu Lasten 

des Haushattsjahres 2029: 

2.118.349,00 EURO 

1. 119.44.0300  EURO 

543.43300 EURO 

267.806,00 EURO 

124.409,00 EURO 

63.261,00 EURO 

Der Bewilligung werden zuwendungsfähige Kisten in Höhe von 4.004.041,00 EURO 

zugrunde gelegt. Für die als förderfähig anerkannten Ausgaben wird eine Zuwendung 

mit einem gestaffelten Satz gewährt. 
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Der För ersatz wird wie folgt festgesetzt: 

2025: 90 % 

2026: 65% 

2027: 40% 

2028: 20 % 

2029: 10% 

Eine Finanzierung des Vorhabens durch sonstige Stellen des Landes, des i undes oder 

der Europäischen Union ist im Vorgriff auf eine Bewilligung mit der : ewilligungsbehörde 

abzustimmen . Doppelförderungen sind unzulässig. 

Die Zuwendung kann in den angegebenen Haushaltsjahren bei Kapitel 20 06 Titel 684 

16 mit einem Teilbetrag in Höhe von 1.592.099,00 EURO für nicht investive 

Maßnahmen und bei Kapitel' 20 06 Titel 883 20 mit einem Teilbetrag in Höhe von 

526.250,00 EURO für investive Maßnahmen abgerufen und ausgezahlt werden. 

Der Förderzeitraum endet zum 31. Dezember 2029. tie Mittel, die nach Ende des 

Förderzeitraums nicht als zweckentsprechende Ausgaben nachgewiesen wurden, 

stehen für eine Auszahlung nicht mehr zur Verfügung, sofern ni'Lt eine 

Weiterverwendung durch schriftliche Erklärung der Bewilligungsbehörde genehmigt 

wurde. 

Entsprechend dem Antrag dient die Zuwendung der Umsetzung der Betriebsphase 

(Phase 2) des 42kaiserslautern. Diese beinhaltet den Abschluss der bereits laufenden 

Eröffnun.skampagne sowie die Eröffnung und den fortan laufenden Betrieb des 

42kaisersiautern (Zweckbetrieb). Letzteres umfasst insbesondere das Bespielen der 
Ausstellungsfläche zu alternierenden Schwerpunk hernen die Integration des 

42ka1sers1autern in bestehende Veranstaltungsformate sowie das Aufbauen, Etablieren 

und Weiterentwickeln von digitalen und analogen Beteiligungsmöglichkeiten für die 

Zivilbevölkerung, mit dem Ziel der Förderung des Austausches zwischen Wissenschaft, 

Wirtschaft und Gesellschaft. Als förderfähige Fläche wird der im Antrag vorn 22. Januar 

2025 angegebene Flächenanteil in HÖhe von 72 % festg&egt. 

Ausgaben, die nicht den Projektzielen dienen, dürfen aus dieser Zuwendung nicht 

bedient werden. Maßgeblich für die Durchführung des Projektes sind die vorilegende 

Projektbeschreibung und der Finanzierungsplan. 
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Die Förderung dient nicht derUlmsetzung von Maßnahmen, die dem wirtschaftlichen 
Bereich sowie der Vermögensverwaltng des 42ka1sers1autem zuzuordnen sind ('u.a. 

Betreibung des Cafs). Die Förderung dient ebenfalls nicht der Erhöhung des 

Gesellschaftsvermigens im engere Sinne, insbesondere nicht der Rücklagenbildung. 

Die Umsatzsteuer, die nach § 15 ides Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer abziehbar 
ist, gehört nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben und reduziert die genante 

Fördersumme entsprechend.. 

Die Bewilligung erfolgt unter den nachfolgenden und beigefügten Nebenbestimmungen 

bZW HiflW;eiSeH , die ,estan'. teile dieses ; ewilligungsbeschei•ds sind.. Es wird 'darauf 

hingewiesen, dass. die Zuwendung ganz oder teilweise zurückgefordert werden kann, 

wenn Auflagen nicht erfüllt oder Nebenbestimmungen nicht beachtet werden. 

‚1. 

Nebenbestimmunqen und Hinweise  

1.1 Die beigefügten Allgemeinen Nebenbestimungen für Z L'wendungen zur 

Projektförderung (ANBest-P) - Teil 1/ Anlage 3 zu § 44 Abs. 1 der 

Verwaltungsvorschrift vorn 20. Dezember 2002 über den Vollzug der 

Landeshaushaltsordnung (VV-LHO),  2003, S. 22), zuletzt geän.'ert 

durch Verwaltungsvorschrift vom 20. lezember 2022 (MinBl. 2023, S. 2) in 

der jeweils geltenden Fassung - sind ::.estandtejl dieses 

Zuwendungsbescheides. 

1.2 Die Bewilligung ist hinsichtlich der Höhe der zuwendungsfähigen 

Gesamtkosten und der Zuwendung v.rläufig. Die endgültige Festsetzung - 

ggfls. nach Prüfung des Vewendungsna'chweises - bleibt vorbehalten. Eine 

Ermäßigung der zuwendungsfähigen Gesamtkosten sowie eine Erhöhung 

oder das Hinzutreten von Deckungs: itteln .:egenüber dem dieser ewifligung 

zugrundeliegenden Finanzierungsplan wirkt sich auf die öhe der Zuwendung 

wie in Nr. 2 ANBestP festgelegt aus. 

1.3 Die Nr.. 4 der Verwaltungsvsrschrift (VV) der Landesregierung über 

‚1Korrupticnsprävention in der öffentlichen Verwaltung" vorn 22. Januar 2019 

(MinBl. 2019, S. 14) ist zu beachten. 
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1.4 Die vergaberechtlichen Bestirnmun.en sind einzuhälten (Nr. 3 ANBest-P). Auf 

das Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen und des Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vorn 16.06.2003 ü.er 

,Förderrechtliche Maßnahmen bei Verstößen gegen die Vergabe- und 

Vertragsordnung für : auleistungen (Vie•„:JA) und die Verdingungsord ung für 
Leistungen (VOUA), ei., (MinBl. 2003, S. 374) wird hingewiesen. 

1.5 Die Zuwendungsempfängerin hat dafür Sorge zu tragen, dass bei er 

Durchführung des Vorhabens Arbeitnehmernne n und Arbeitnehmer nicht 

illegal beschäftigt werden. Werden zur Erfüllung des Verwendungszwecks 

Aufträge erteilt, reicht es grundsätzlich aus, wenn die Zuwendungs-

empfängerin den Auftranehmenden vertraglich verpflichtet, keine illegal 

Beschäftigten einzusetzen. 

1.6 Die Zweckbindungsfrist für alle Anschaffungen, .Ie nicht geringwertiges 

Wirtschaftsgut gern. § 6 Abs. 2 Einkommensteuergesetz sind, beträgt fünf 
Jahre ab Inbetriebnahme bzw. Nutzungsbegin«, sofern nicht vorher ein 

tatsächlicher, technischer oder wirtschaiicher Verbrauch bzw. die Abriutzu' 'g 

erfolgt ist. Die Bewilligungsbehörde kann die Zweckbindungsfrist bei 

Gegenständen und Rechten mit einem Wert von über 10.000 EU RO:(einschl. 
Umsatzsteuer) verlängern. Für geringwertige Wirtschaftsgüter gern. 

§ 6 Abs. 2 Einkommenssteuergesetz gilt eine Zweckbindun.gsf.rist von einem 
Jahr ab Inbetriebnahme bzw. Nutzungsbegin ‚ sofern nicht vorher ein 

tatsächlicher, technischer oder wirtschaftlicher Verbrauch bzw. die Abnutzung 

erfolgt ist. Nach Ablauf der Zweckbindunssfrist kann die Zuweru;gs 
empfängerin frei über die Gegenstände und Recte verfügen, bis dahin sind 

Schäden durch eine Versicherung in Höhe des Zeitwerts abzusichern. Das 

Vorliegen eines vorzeitigen Verbrauchs bzw. einer Abnutzung vor A1:Iaiif der 

Zweckbindungsftist hat die Zuwendungsempfängerin im Rahmen des 

Verwendungsnachweises zu belege n. 
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1.7 Die Auszahlung der Zuwendung richtet sich nach Nr. 1.4 ANBest-P und kann 

beantragt werden, sobald der, Zuwendungsbescheid rechtskräftig ist. Jede 

Anforderung hat den Mittelbedarf und die Mittelverwendung im v'.'rgegebenen 

Zeitraum nachzuweisen. Hierfür sind von der Zuwendungsempfängerin 

detaillierte Unterlagen (Rechnungen, Belege, Fähigkeiten, Kontoauszüge,, 

aktueller Soli-Ist-Vergleich u . ä.) der Anforderung beizufügen. Die 

ewihhigungsbehörde bestimmt eir Muster und kann sich Dritter zur Prüfun,, 

bedienen. Zur Prüfung ist die Bewiilrigungsbehörde oder ein von ihr bestimmter 

Dritter berechtigt, sämtliche erforderlichen Unterlagen bei der 

Zuwendungsempfängerin vor Ort einzusehen. 

1.8 Sofern sich aus Sicht der Zuwendungsempfängerin Umstände erge.en, die 

eine Fortführung des Projektes nicht sinnvoll erscheinen lassen, hat die 

Zuwendungsempfängerin die ; ewilhigungsbehärde unverzüglich und 

unaufgefordert hierüber zu unterrichten (Nr. 5.2 ANBest-P). 

2.1 Die Bewiihigungsbehärde behält sich vor, die Zuweniung ganz oder teilweise 

zurückzufordern, wenn insbesondere die Fördervorausseungen nicht erfüllt 
werden oder während des Förderzeitraums entfallen. In diesen Fällen erfolgt 

regelmäßig eine Rückforderung durch die ;; ewilligu rgsbehrde, Die . ö'he der 

Rückforderung steht dabei im pflichtgemäßen Ermessen 'der 

:ewilligungsbehärde. 

2.2 Es werden folgende Kriterien definiert, bei deren Nichteintreten eine vorzeitige 

Beendigung des Vorhabens durch .rie . ewiiligungsbehörde erwogen werden 

kann: 

Parizipation der Zivihbevke:, Akteure der . W1rtscaft ' r'nd der 

Wissenschaft: Die Akteursgruppen haben regelmäßig die Möglichkeit, 

sich mit eigenen Fragen und Ideen einzu.rhgen ' r'nd die Entwicklung 

von innovativen Projekten und Initiativen sowie Themen von 

gesellschaftlicher, städtischer oder wirtschaftlicher Relevanz aktiv 

mitzugestalten. Hierzu bietet das 42kaiserslaut.er;r ' ganzjährig 

Partizipationsformate- an. 
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Belebung des Standorts und Verknüpfung von Akteuren: Das 

42ka1sers1autern ist ein stark frequentierter Ort, der zum Mittelpunkt 

des Austausches und der Interaktion zwischen Wissenschaft, 

Wirtschaft und der zivilen Bevölkerung geworden ist. 

Die Zuwendungsempfängerin hat der BIewiHigungsbehörse jeweils bis zum 

Ablauf des 31. Dezember der Jahre 2026, 2027 und 2028 einen So'derbericht 

zur Bewertung der o.g. Kriterien vorzulegen. Zur Bewertung werden die im 

Antrag festgelegten Meilensteine ( 11b.esucheranzah.1, Anzahl der öffentlichen 
Veranstaltungen und Interaktiorispunkte) zugrunde gelegt. Abweichungen sind 
im Sonderbericht entsprechend zu begründen und es sind Maßnahmen zu 

benennen, damit eine Zielerreichung der Meilensteine in Zukunft wieder 

erreicht werden kann. Bei einer Abweichung von mehr als 40 % bei Leinem der 

MeiIensteinkrterien „Anzahl der Besucher", AnzaN ider Veranstaltungen" und 

Interaktionspunkte" ist die ;ewilIigungsL 19. ehörde berechtigt, den Zuwendungs-

bescheid unter Berücksichtigung der Prüfergebnisse des Sonderberichts ganz 

oder teilweise zu widerrufen (vorzeitige Beendig«.'ng des Vorhabens). 

Durch Vorlage eines Verwendungsnachweises, ist nachzuweisen, dass die 

Mittel bis zum Zeitpunkt der vorzeitigen een:digung des Vorhabens 

zweckentsprechend verwendet wurden, Im Fall einer zweckentsprechenden 

Verwendung der, Mittel bis zur vorzeitigen Beendi:sung des Vorhabens, ist die 

Bewilligungsbehörde zu einem Widerruf des Zuwend ngsbescheides sowie ;.1er 

sich daraus ergebenden Rückforderung der Zuwendung insoweit berechtigt, als 

die unter Einbeziehung 

des Zuwendungsbescheids des Ministeriums des Innern. und für Stort 

(Mdl) vom 31. Januar 2023, Az . i134O004#2022i00O1-0301 382 

GProjektförderung „Planungs- & Vorbe itungsphase des Science and 

Technology City Centers Kaiserslautern"), geändert durch 

Widerrufsbescheid des 'Mdl vorn 23. April 2024, Az. 1134-

0004#2022/0'S01-0301 382 (,TeiOwiderruf des Zuwendungsbescheides 
vom 31. Januar 2023 für das Projekt ‚Planurigs- und 

Vorbereitungsphase des Science and lechnology City Centers 

Kaiserslautern"), 
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des Zuwendungsbescheids des Mdl vom 21. August 2023, Az. 111134-
0004#2022J0001-0301  382 („Bewilligungsbescheile"!, für das Projekt 

Vorbereitungsphase zur Errichtung des 42 Kaiserslautemu) sowie 

- des Zuwendungsbescheids des Mdl vorn 18. Juli 2024, Az. 1134- 

0004#2022/0001M301 382 '(»:ewHligu gsbescheid für das Projekt 

etriebsp'hase (Phase 1) des 42kaiserslauter!") 

insgesamt bis zur vorzeitigen Beendigng gewährte Zuwendung die maximal 

zulässige : eihilfeintensität in Höhe von 50 % der beihilfefähigen Gesamtkosten 

im Gewährungszeitraum des 42ka1sers1autem übersteigt (vgl. Art. 27 Nr. 9 

AGVO). Als Gewährungszeitraum gilt in diesem Fall Februar 2023 bis z'.'m 

Zeitpunkt der vorzeitigen Beendigung. Bei nicht zweckents, rechener 

Verwendung behält sich die Bewilligungsbehrde einen vollständigen Widerruf 

das Zuwendungsbescheids und ei,e Rückforderung 'er Z' 'wendung vor. 

Spätestens drei Monate nach der vorzeitigen Beendigung ist der 

Bewilligungsbehörde &n Endbericht vorzulegen. 

23 Zum Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der Zuwendung 

gemäß Teil 1 Nr. 10 zu § 44 Abs. 1 W-LHO und der Nebenbestimmungen 
dieses Zuwendungs escheides sind .: er :ewilligungsbehörde Zwischen-

berichte jeweils zum Jahresende, letztmalig ZUT 31. Dezember 2,02 ,16 , 
vorzulegen. Ein Endbericht ist der Bewilligungsbehörde zusammen mit de 

abschließenden Verwendungsnachweis spätestens drei Monate nach Aiauf 

des Förderzeitraurns, also bis zum 31. ;ärz 2030, vorzuleIen. Nr. 7 k ! 

P ist bei der Erstellung des Verwendungsnachweises zu beachten.:11. 
2.4 Die Zuwendungsempfängerin trägt die Verantwortug für die Einhaltung aller 

öffentlichrechtlichen Bestimmungen, insb. der geltenden datenschutz-, 

vergabe-, beihilfe- und förderrechtlichen Hestimmunge' 

2.5 Personalausgaben für den Förderzeitraum sind förderfähig. Vergleichbare 

Leistungen können auch durch externe Dritte erbracht werden. Eine 

Besserstellung gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist entsprechend 

den Regelungen von 1.3 ANBest-P unzulässig (Besserstellungsverbiot). Die 

Auswahl und Einstellung von Personal bzw. die Auswahl externer Dritter ist 

der Bewilligungsbehörde mitzuteilen. Gegenüber der Bewilligungsbehörde 
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besteht kein Anspruch, dass die Stellen nach Ende des Förderzeitraums 

weiterfinanziert werden. 

2.6 Die Zuwendungsempfängerin hat andere Landesninisterien und 

Landesbehörden sowie weitere betroffne Stellen frühzeitig bei thematischer 

Betroffenheit zu informieren und ggf, in das Projekt einzubinden. 

21 Die a Bewilligungsbehörde ist regelmäßig und bei besonderen Anlässen 

unaufgefordert und umgehend schriftlich zu informieren. Darüber hinaus ist 

die Bewilligungsbehörde in den Gesamtprozess einzubinden. 

2.8 Die Bewilligungsbehörde ist bei allen Veröffentlichungen und öffentlichen 

Veranstaltungen zu benennen. Maßnahmen der Presse- urd 

öffentlichke'itsarbeits"ndmitderBewilligungsbehO'qrdeabzus,tt'I men. 

2.9 Dem Land Rheiland-Pfalz wird unentgeltlich das Recht eingerä mt, 

Informationen und Ergebnisse des geförderten Projekts zu nutzen und zu 

veröffentlichen. 

2.101 Die Zuwendungsempfängerin verpflichtet sich, auf Anforderung an 

Veranstaltungen der Bewilligungsbehörde teilzunehmen uns dort das 

42kaiserslautern und dessen Entwicklung zu präsentieren. 

2.11 Die Zuwendungsempfängerin hat alle erforderlichen Ma!Lnahren zu 

ergreifen, um eine Verstetigung des Vorhabens nach Asschluss des Projekts 

zu ermöglichen. 

2.12 Die Erkenntnisse, die im Rahmen des Projektes gewonnen werden, sind auf 

Wunsch und nach erfolgter Zustimmung der Agewilligungsbehörde in 

geeigneter Weise zu publizieren unsr der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Einrichtungen der Wissenschaft und Forschung, ins.esondere die 

Hochschulen in Rheinland-Pfalz, sind bei Evaluationsprojekten sowie 

wissenschaftlichen Arbeiten besonders zu unterstützen. 
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2.13 Die Zuwendungsempfängerin hat den. Projektbeirat für die gesamte 
gLe 

Projektdauer fortzuführen. Diesem gehören mindestens eine Vertreten oder 

ein Vertreter der Bewilligungsbehörde, die Projektieitung sowie Vertreterinren 

und Vertreter relevanter Zi&grtirpen des Landes, aus vergleichbaren 

Projekten in Rheinland-Pfalz sowie aus wichtigen Verbänden an. 
2.14 Die Zuwendungsempfängerin hat die Stadt Kaiserslautern eng in die 

geplanten Aktivitäten des Projekts einzujinden. Dies umfasst u.a. die 

Einbindung der Stadt, bei der Planung und Durchführung von Veranstaitungen 

sowie die Zusammenarbeit in gemeinsamen Projekten un. Initiativen zu den 

Themen Digitalisierung, Nachhaltigkeit und innovation. 

2.15 Die Zuwendungsempfängerin hat der Bewilhigungs.ehörde Änderu,r.•gen der 
Flächenaufteilung des 42kaiserslautern, insbesondere sen Zweckbetrieb 

betreffend, unmittelbar mitzuteilen. 

2.16 Die beihilferechtliche Einordnung beruht insbesondere auf den A gaben h1 
Förderantrag Die Zuwendungsempfängerin hat sicherzustellen, dass diese 

Angaben vollständig, korrekt und aktuell sind. Die Zuwendungsempfängerin 

ist verpflichtet, beihilferechtlich relevante Änderungen' dieser Angaben I. 
unverzüglich mitzuteilen. Diese Pflicht besteht una.hängig von der, 
strafbewehrten - Pflicht zur Mitteilung subventionserheblicher Tatsachen. 

2.17 Die in den Antragsunterlagen e il  Angaen., die nach dem 

Subventionszweck, den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften und 

Richtlinien über die Subventionsvergabe sowie den s.nstigen 

Vergabevoraussetzungen für die BewiOliI.:un., Gewährun.., ückforderung, 

Weitergewährung oder das Belassen der Suivention oder des 

Subventionsvorteils erheblich sin., sind subventionserhebliche Tatsachen 

I.S.d. § 264 Strafgesetzbuch (StG ;'», ). Zu den subventionserheblichen-

Tatsachen gehören die Angaben in dem Förderantrag einschließlich 

beigefügter Anlagen, alle zugesandten Unterlagen und abgegebenen 

Erklärungen. Auf die Strafbarkeit eines Subventionsbetrugs ach § 264 StGB 
wir. ausdrücklich hingewiesen. 
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2.18 Gemäß § 1 des Lan.essubventionsgesetzes vorn 7. Juni 1977 (GV:'L 5. 168) 
LV. m. § 3 Subventionsgesetz vorn 29. Juli 1976 (BGBI S. 2034, 2037) sind 

unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der imewilligung ‚ der dem 

Belassen der Subvention oder es Su.ventionsvortes entgegenstehen oder 

für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich 

sind. 

2.19 Die Voraussetzungen des Art. 27 AGVO sind üs:er • en gesamten 

Förderzeitraum zu erfülle . Insbesondere ist der Zugang zu lisien 
Räumlichkeiten . es 42kaisers1autern zu transparenten und 

diskriminierungsfreien Bedingungen zu gewähren.. Zudem müssen Entgelte, 

die für die Nutz.n•s von Räumlichkeiten des 42kaisers1autem von ‚ er 

Zuwendungsempfängerin erhaben werden, den Marktpreisen ents..rechen. 

Der achweis der Erfüllung ist mit den jährlichen Zwischenberichten zu 

erbringen. 

2.20 Beihilfen auf der Grundlage der AGVO, die einen etrag von i0C.000MO Eur, 

übersteigen, unterliegen einer Ver'öffentlich"ngspflicht gern.. Art. 9 Abs. 1 lit. c) 

AGVO; idanach werden die in Anhang III der AGVO genannten Angaben auf 

einer öffentlich einsehbaren Beihilfewe.•site veröffentlicht. Hierzu zählen u. a. 

der Name oder ie Firma des Beihiffeempfängers und die Höhe der Beihilfe. 
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RechtsheheIfbeIeflrupq  

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach ekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Neustadt an der Westrar.e, Robert-StolzStrae 20, 67433 

Neustadt an der Weinstraße schriftlich, nach Maßgabe des § 55 a der 
Verwaltungsgerichtsordnung durch Einreichung eines elektronischen lokuments er 

zu Protokoll der Urkundsbeatin o'er des Urkundsbea ten der ,Geschäftsstelle 

erhoben werden. Der in § 55 d der Verwaltungsgerichtsordnung genannte-

Personenkreis muss Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, die •eklagte oder den Beklagten sowie 
'den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag 

enthalten. Die zur ;:'egründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 

angegeben und die angefochtene Verfügung soll in Abschrift beigefügt werten. 
Falls die Klage schriftlich oder zu Protokoll erhoben wird, sollen der Klage nebst 

Anlagen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle : eteiligten: eine Ausfertigung 

erhalten können. 

Mt freundliche Grüßen 

Michael bing 

12113 



Anlagen:  

- Empfangsbekenntnis gegen sofortige Rücksendung 

- Allgemeine Neben 

(ANB,est-P) 
'1 esti 11 1 

MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

rnungen für Zuwendungen zur Projektförderung 

- Verwaltungsvorschrift orruptionsprävention in der Öffentlichen Verwaltun 

- Rundschreiben 11Frderrecht1iche Maßnahmen bei Verstößen ge.en die 

Vergabe- und Vertragso;s:Hung für Bauleistungen VOB/A) uni die 

Verdingungsordnung für Leistungen VOUA) 

ti 
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